
der freiheitsentziehenden Maßregel der Sicherung, die im Aus­
stellungsmitgliedstaat gegen sie verhängt werden könnte, in den 
Vollstreckungsmitgliedstaat rücküberstellt wird — Besondere 
Lage einer Person, die im Ausstellungsmitgliedstaat bereits ver­
urteilt worden ist, jedoch im Verfahren zur Verhängung eines 
Abwesenheitsurteils, gegen das dieser Person noch ein Rechts­
behelf offen steht — Mögliche Auswirkungen der Gefahr einer 
Beeinträchtigung der Grundrechte der betroffenen Person sowie 
insbesondere seines Privat- und Familienlebens auf die von den 
Justizbehörden des Vollstreckungsmitgliedstaats zu treffende 
Entscheidung 

Tenor 

Die Art. 4 Nr. 6 und 5 Nr. 3 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI 
des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und 
die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten sind dahin aus­
zulegen, dass, wenn der betreffende Vollstreckungsmitgliedstaat Art. 5 
Nrn. 1 und 3 dieses Rahmenbeschlusses in sein nationales Recht 
umgesetzt hat, die Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls, der 
zur Vollstreckung einer Strafe ausgestellt wurde, die im Sinne dieses 
Art. 5 Nr. 1 in Abwesenheit verhängt worden ist, an die Bedingung 
geknüpft werden kann, dass die betroffene Person, die Staatsangehöri­
ger des Vollstreckungsmitgliedstaats oder dort wohnhaft ist, in diesen 
Staat rücküberstellt wird, um gegebenenfalls dort die Strafe zu ver­
büßen, die im Anschluss an ein wieder aufgenommenes und in ihrer 
Anwesenheit durchgeführtes Verfahren im Ausstellungsmitgliedstaat 
gegen sie verhängt wird. 

( 1 ) ABl. C 233 vom 26.9.2009, S. 11. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 14. Oktober 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Centrale Raad van 
Beroep — Niederlande) — J. A. van Delft, J. C. Ramaer, 
J. M. van Willigen, J. F. van der Nat, C. M. Janssen, 

O. Fokkens/College van zorgverzekeringen 

(Rechtssache C-345/09) ( 1 ) 

(Soziale Sicherheit — Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 — 
Titel III Kapitel I — Art. 28, 28a und 33 — Verordnung 
(EWG) Nr. 574/72 — Art. 29 — Freizügigkeit — Art. 21 
AEUV und 45 AEUV — Leistungen der Krankenversicherung 
— Bezieher einer Alters- oder Arbeitsunfähigkeitsrente — 
Wohnsitz in einem anderen als dem zur Zahlung der 
Rente verpflichteten Mitgliedstaat — Gewährung von 
Sachleistungen im Wohnstaat zulasten des zur Zahlung der 
Rente verpflichteten Staates — Keine Eintragung im 
Wohnstaat — Beitragspflicht im zur Zahlung der Rente 
verpflichteten Staat — Änderung der nationalen 
Rechtsvorschriften des zur Zahlung der Rente verpflichteten 
Staates — Fortbestand der Krankenversicherung — 
Ungleichbehandlung Gebietsansässiger und Gebietsfremder) 

(2010/C 346/28) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Centrale Raad van Beroep 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: J. A. van Delft, J. C. Ramaer, J. M. van Willigen, J. F. van 
der Nat, C. M. Janssen, O. Fokkens 

Beklagter: College van zorgverzekeringen 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Centrale Raad van Beroep — 
Auslegung des EG-Vertrags, der Art. 28, 28a und 33 sowie von 
Anhang VI Teil R Nr. 1 Buchst. a und b der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstän­
dige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemein­
schaft zu- und abwandern (ABl. L 149, S. 2) und von Art. 29 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 
1972 über die Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 (ABl. L 74, S. 1) — Rentner — Pflicht zur Ein­
tragung beim College voor zorgverzekeringen in den Nieder­
landen — Verpflichtung zur Entrichtung eines Beitrags 

Tenor 

1. Die Art. 28, 28a und 33 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren 
Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab­
wandern, in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1992/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 
geänderten Fassung in Verbindung mit Art. 29 der Verordnung 
(EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 über die 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 über die 
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern, in der durch die Verord­
nung (EG) Nr. 311/2007 der Kommission vom 19. März 2007 
geänderten Fassung sind dahin auszulegen, dass sie einer Regelung 
eines Mitgliedstaats wie der im Ausgangsverfahren fraglichen nicht 
entgegenstehen, wonach Rentner, die nach den Rechtsvorschriften 
dieses Staates zum Bezug einer Rente berechtigt sind und in einem 
anderen Mitgliedstaat wohnen, in dem sie nach den Art. 28 und 
28a der Verordnung Nr. 1408/71 Anspruch auf Sachleistungen 
bei Krankheit haben, die vom zuständigen Träger des letzteren 
Mitgliedstaats gewährt werden, für diese Leistungen auch dann 
Beiträge in Form eines Einbehalts von ihrer Rente entrichten müs­
sen, wenn sie nicht beim zuständigen Träger des Wohnmitglied­
staats eingetragen sind. 

2. Art. 21 AEUV ist dahin auszulegen, dass er einer Regelung eines 
Mitgliedstaats wie der im Ausgangsverfahren fraglichen nicht ent­
gegensteht, wonach Rentner, die nach den Rechtsvorschriften dieses 
Mitgliedstaats zum Bezug einer Rente berechtigt sind und in 
einem anderen Mitgliedstaat wohnen, in dem sie nach den 
Art. 28 und 28a der Verordnung Nr. 1408/71 in der durch 
die Verordnung Nr. 1992/2006 geänderten Fassung Anspruch 
auf Sachleistungen bei Krankheit haben, die vom zuständigen 
Träger des letzteren Mitgliedstaats gewährt werden, für diese Leis­
tungen auch dann Beiträge in Form eines Einbehalts von ihrer 
Rente entrichten müssen, wenn sie nicht beim zuständigen Träger 
des Wohnmitgliedstaats eingetragen sind.
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Hingegen ist Art. 21 AEUV dahin auszulegen, dass er einer 
solchen nationalen Regelung entgegensteht, sofern sie — was zu 
klären Sache des vorlegenden Gerichts ist — eine ungerechtfertigte 
Ungleichbehandlung Gebietsansässiger und Gebietsfremder in Be­
zug auf die Gewährleistung des Fortbestands der umfassenden 
Absicherung gegen das Krankheitsrisiko veranlasst oder enthält, 
die die Betreffenden im Rahmen von vor Inkrafttreten dieser Re­
gelung abgeschlossenen Versicherungsverträgen genossen haben. 

( 1 ) ABl. C 11 vom 16.1.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 28. Oktober 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Hof van beroep te 
Antwerpen — Belgien) — Belgisch Interventie- en 
Restitutiebureau/SGS Belgium NV, Firme Derwa NV, 

Centraal Beheer Achmea NV 

(Rechtssache C-367/09) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Beeinträchtigungen der fi­
nanziellen Interessen der Europäischen Union — Verordnung 
(EG, Euratom) Nr. 2988/95 — Art. 1, Art. 3 Abs. 1 Unter­
abs. 3, Art. 5 und 7 — Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 — 
Art. 11 und Art. 18 Abs. 2 Buchst. c — Begriff „Wirtschafts­
teilnehmer“ — Personen, die an der Begehung der Unregel­
mäßigkeit mitgewirkt haben — Personen, die für die Unregel­
mäßigkeit zu haften haben oder dafür zu sorgen haben, dass 
sie nicht begangen wird — Verwaltungsrechtliche Sanktion — 
Unmittelbare Wirkung — Verfolgungsverjährung — 

Unterbrechung) 

(2010/C 346/29) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hof van beroep te Antwerpen 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Belgisch Interventie- en Restitutiebureau 

Beklagte: SGS Belgium NV, Firme Derwa NV, Centraal Beheer 
Achmea NV 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hof van beroep te Antwerpen 
— Auslegung von Art. 1, 3 Abs. 1 dritter Gedankenstrich, 5 
und 7 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates 
vom 18. Dezember 1995 über den Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 312, S. 1) 
und Art. 18 Abs. 1 Buchst. c der Verordnung (EWG) 
Nr. 3665/87 der Kommission vom 27. November 1987 über 
gemeinsame Durchführungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen 
bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen (ABl. L 351, S. 1) — 

Begriff „Wirtschaftsteilnehmer“ — Personen, die an der Bege­
hung einer Unregelmäßigkeit mitgewirkt haben und Personen, 
die für eine Unregelmäßigkeit zu haften oder dafür zu sorgen 
haben, dass sie nicht begangen wird — Verfolgungsverjährung 
— Unterbrechung 

Tenor 

1. Die Art. 5 und 7 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 
des Rates vom 18. Dezember 1995 über den Schutz der finan­
ziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften finden nicht in 
der Weise Anwendung, dass eine verwaltungsrechtliche Sanktion 
bereits allein auf der Grundlage dieser Bestimmungen verhängt 
werden kann, da die Anwendung einer verwaltungsrechtlichen 
Sanktion gegenüber einer Kategorie von Personen im Rahmen 
des Schutzes der finanziellen Interessen der Union voraussetzt, 
dass vor der Begehung der fraglichen Unregelmäßigkeit entweder 
der Unionsgesetzgeber eine sektorbezogene Regelung erlassen hat, 
die eine solche Sanktion und die Bedingungen für ihre Anwendung 
gegenüber dieser Kategorie von Personen festlegt, oder, wenn eine 
solche Regelung der Union noch nicht besteht, im Recht des 
Mitgliedstaats, in dem diese Unregelmäßigkeit begangen wurde, 
die Verhängung einer verwaltungsrechtlichen Sanktion gegen die 
betreffende Kategorie von Personen vorgesehen ist. 

2. Unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens, wo die sek­
torbezogene Regelung der Union noch keine Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten enthielt, wirksame Sanktionen für die Fälle vor­
zusehen, in denen eine von einem Mitgliedstaat zugelassene inter­
nationale Kontroll- und Überwachungsgesellschaft falsche Beschei­
nigungen ausgestellt hat, verbietet Art. 7 der Verordnung 
Nr. 2988/95 den Mitgliedstaaten nicht, gegen diese Gesellschaft 
als Person, die im Sinne dieser Bestimmung „an der Begehung 
einer Unregelmäßigkeit mitgewirkt hat“ oder für diese „zu haften 
hat“ oder aber „dafür zu sorgen hat, dass sie nicht begangen wird“, 
eine Sanktion zu verhängen, sofern die Anwendung dieser Sank­
tion auf einer klaren und unzweideutigen Rechtsgrundlage beruht, 
was das vorlegende Gericht zu prüfen haben wird. 

3. Unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens stellen die 
Übermittlung eines Untersuchungsberichts, aus dem eine Unregel­
mäßigkeit im Zusammenhang mit einem bestimmten Ausfuhr­
geschäft hervorgeht, an eine internationale Kontroll- und Über­
wachungsgesellschaft, die eine Bescheinigung über die Überführung 
in den freien Verkehr für dieses Ausfuhrgeschäft ausgestellt hat, die 
an diese Gesellschaft gerichtete Aufforderung, ergänzende Unterla­
gen zum Nachweis der tatsächlichen Abfertigung zum freien Ver­
kehr vorzulegen, und die Übersendung eines Einschreibens, mit 
dem gegen die Gesellschaft eine Sanktion wegen der Mitwirkung 
an einer Unregelmäßigkeit im Sinne des Art. 1 Abs. 2 der Ver­
ordnung Nr. 2988/95 verhängt wird, hinreichend bestimmte, der 
betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder Ver­
folgungshandlungen dar, die die Verfolgungsverjährung im Sinne 
des Art. 3 Abs. 1 Unterabs. 3 der Verordnung Nr. 2988/95 
unterbrechen. 

( 1 ) ABl. C 297 vom 5.12.2009.
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